
314314  _ Alois Sltockinaxin Sa  Die Kriseninitiative und ihre Ablehnung d1irch  das Schweizervolk  Von Alois StockmannS. J.  m 2. Juni 1935 hat das Schweizervolk die sog. Kriseninitiative, von  ihren Gegnern auch Bankerott- und Selbstmordinitiative genannt,  nach einem beispiellos heftigen Wahlkampf in freier Abstimmung mit  rund 566 ooo Nein gegen 425000 Ja verworfen. Dieses in Anbetracht der  riesigen Agitation der Befürworter des Volksbegehrens sehr erfreuliche  Ergebnis ist für die ganze Schweiz von weittragender Bedeutung. Man  darf wohl denen recht geben, die überzeugt waren, daß es sich hier um  eine Daseinsfrage allererster Ordnung handelte, und daß die Annahme  der Initiative schon in absehbarer Zeit den wirtschaftlichen Zusammen-  bruch und in weiterer Folge gar den Verlust der politischen Selbständig-  keit der Schweiz mit Notwendigkeit herbeigeführt und besiegelt hätte.  Der Text der Kriseninitiative, die gegen Ende 1934 beim Bundesrat  eingereicht und am 8. Januar von dieser obersten Behörde als zustande  gekommen erklärt wurde, da sie die erforderliche Anzahl von 50 000 Unter-  schriften mit ihren 335 000 um ein Vielfaches überboten hatte, ist sowohl  für die Berechnung ihrer sozialistischen Urheber wie für die naive Leicht-  gläubigkeit zahlreicher Mitläufer aus dem bürgerlichen Lager bezeichnend.  Er lautet:  „A. Der Bundesverfassung wird folgender Artikel beigefügt:  I  Der Bund trifft umfassende Maßnahmen zur Bekämpfung der  Wirtschaftskrise und ihrer Folgen. Diese Maßnahmen haben zum Ziel die  Sicherung einer ausreichenden Existenz für alle Schweizerbürger.  2. Der Bund sorgt zu diesem Zwecke für a) Erhaltung der Konsumkraft  des Volkes durch Bekämpfung des allgemeinen Abbaus der Löhne, der  landwirtschaftlichen und der gewerblichen Produktenpreise; b) Gewäh-  rung eines Lohn- und Preisschutzes zur Sicherung eines genügenden  Arbeitseinkommens; c) planmäßige Beschaffung von Arbeit und zweck-  mäßige Ordnung des Arbeitsnachweises; d) Erhaltung tüchtiger Bauern-  und Pächterfamilien auf ihren Heimwesen durch Entlastung überschul-  deter Betriebe und durch Erleichterung des Zinsendienstes; e) Entlastung  unverschuldet in Not geratener Betriebe im Gewerbe; f) Gewährleistung  einer ausreichenden Arbeitslosenversicherung und Krisenhilfe; g) Aus-  nützung der Kaufkraft und der Kapitalkraft des Landes zur Förderung des  industriellen und landwirtschaftlichen Exports sowie des Fremden-  verkehrs; h) Regulierung des Kapitalmarktes und Kontrolle des Kapital-  exports; i) Kontrolle der Kartelle und Trusts.  3. Der Bund kann zur Erfüllung dieser Aufgaben die Kantone und die  Wirtschaftsverbände heranziehen.  4. Der Bund kann, soweit es die Durchführung dieser Maßnahmen er-  fordert, vom Grundsatz der Handels- und Gewerbefreiheit abweichen.  5. Der Bund stellt zur Finanzierung dieser besondern Krisenmaßnahmen  in Form zusätzlicher Kredite die notwendigen Mittel zur Verfügung. ErAlois Stockmann
Die Kriseninitiative un ihre Ablehnung durch

das Schweizervo
Von 0O1S Stockmann

Juni 1935 hat das Schweizervolk die So8. Kriseninitiative, VO
ihren Gegnern auch Bankerott- und Selbstmordinitiative genannt,

ach einem beispiellos eitigen a  amp 1n freier Abstimmung mit
rund 5066 OQOO Nein 425 OOO Ja verworten. Dieses 1n AÄAnbetracht der
riesigen Agıiıtation der Befürworter des Volksbegehrens sehr erireulıiıche
Ergebnis 1st für die Sanze Schweiz VO  e} weıttragender Bedeutung. Man
darf ohl denen recht geben, die überzeugt daß es sich 1er
eine Daseinsfrage allererster Ördnung andelte, un daß die Annahme
der Initiative schon 1n absehbarer eıit den wirtschaftlichen Zusammen-
TUC un:! 1ın weiıiterer olge Sar den Verlust der polıtischen Selbständig-
eıit der Schweiz mi1t Notwendigkeit herbeigeführt un besiegelt hätte

Der '"Text der Kriseninitiative, die nde 1034 eiım Bundesrat
eingereicht un: ıIM Januar VO dieser obersten Behörde als zustande
gekommen rklärt wurde, da S1e die eriorderliche Anzahl VO  ® 5 OO Unter-
schriften mıit iıhren 2335 QOOÖ ein Vielfaches überboten hatte, 1St sowohl
für die Berechnung ihrer sozialistischen Urheber WI1e tur die nalıve Leicht-
gläubigkeit zahlreicher Mitläufer Aaus dem bürgerlichen Lager bezeichnend
Er lautet:
A Der Bundesverfassung wiıird olgender Artıkel beigefügt:

Der und triffit umtfassende aßnahmen ZU  >4 ekämpfung der
Wirtschaftskrise un!: ihrer Folgen Diese Maßnahmen en ZU Ziel die
Sicherung einer ausreichenden Existenz tür alle Schweizerbürger.

S Der und diesem Zwecke für a) rhaltung der onsumkraft
des Volkes Urc ekämpfung des allgemeinen Abbaus der Löhne, der
landwirtschaftlichen un: der gewerblichen Produktenpreise: Gewäh-
rTung eines Lohn- un: Preisschutzes ZUTrC icherung eines genügenden
Arbeitseinkommens; C) planmäßige Beschaffung VO Arbeit und zweck-
mäßige Ordnung des Arbeitsnachweises: Erhaltung tüchtiger Bauern-
und Pächterfamilien aut iıhren Heimwesen Urc Entlastung überschul-
aeter Betriebe un! AIDC Erleichterung des Zinsendienstes;: e) Entlastung
unverschuldet in Not geratener Betriebe 1m Gewerbe:;: Gewährleistung
einer ausreichenden Arbeıitslosenversicherung und Krisenhilfe: g) AÄus-
nützung der Kaufkraft un der Kapitalkraft des Landes ZUTFC Förderung des
industriellen un! landwirtschaftlichen Kxports SowIle des Fremden-
verkehrs;: Regulierung des Kapıtalmarktes und Kontrolle des Kapital-
eXPOTrTS; 1) Kontrolle der Kartelle und Irusts.

Der und ann ZU:  —$ Erfüllung dieser uigaben die antone und die
Wirtschaftsverbände heranziehen.

Der Bund kann, Soweiıit die Durchführung dieser Maßnahmen e-

iordert, VO Grundsatz der Handels- Uun! Gewerbefireiheit abweichen.
Der Bund stellt ZUrC Finanzierung dieser besondern Krisenmaßnahmen

in HForm zusätzlicher Kredite die notwendigen ıttel ZUu erfügung. Er



A  1

Die Kriseninitiative und ihre Ablehnung durch da$ Schweizervolk 315A  lDie‘ Kr1senxnxhativeundxhre Ableflrifing ‘>d-‘urch; t.iz;;S<':hwe;izervo‘l.k' 305  beschafft diese Mittel durch Ausgabe von Prä.mienobligätionen, Aufnahme  von Anleihen und aus laufenden Einnahmen.  6. Die Bundesversammlung stellt unverzüglich nach Annahme dieses  Verfassungsartikels endgültig die erforderlichen Vorschriften für dessen  Durchführung auf.  7. Der Bundesrat erstattet der Bundesversammlung auf jede ordent-  liche Session einen Bericht über die getroffenen Maßnahmen.  B. Dieser Verfassungsartikel bleibt während der Zeit von fünf Jahren,  vom Tage seiner Annahme hinweg, in Kraft. Die Gültigkeitsdauer kann  durch Beschluß der Bundesversammlung höchstens um weitere fünf Jahre  verlängert werden.‘“  Der Bundesrat lehnte das Volksbegehren einstimmig ab. Er be-  gnügte sich aber in seinem Bericht an die Bundesversammlung (National-  und Ständerat) nicht mit einer entschieden ablehnenden Geste, sondern  begründete seine Stellungnahme eingehend. Die ungemein sorgfältig ge-  arbeitete Denkschrift enthält wohl die sachlichste, überzeugendste und  vernichtendste Kritik, die seit Inkrafttreten der neuen Bundesverfassung  über ein eidgenössisches Volksbegehren abgegeben wurde, und lieferte für  den nun mit Macht einsetzenden Wahlkampf den Gegnern der Initiative  ein ganzes Arsenal wirksamster Waffen.  Die Hauptpunkte sind folgende: Der Bundesrat stellt fest, daß die ein-  zelnen Vorschläge des Volksbegehrens, obwohl sie verschiedene Gebiete  berühren, ein unteilbares Ganzes bilden, daher auch als Ganzes behandelt  und der Volksabstimmung unterbreitet werden müssen. Der Bericht bringt  dann eine Aufzählung der bisherigen, zahlreichen und sehr bedeutenden  wirtschaftlichen und sozialpolitischen Maßnahmen des Bundes zur wirk-  samen Bekämpfung der Krise, wodurch der in den Versammlungen und in  der Presse der Initianten immer von neuem erhobene Vorwurf, die Regie-  rung stehe der wachsenden Notlage der Bevölkerung gleichgültig oder  verständnislos gegenüber, als haltloses Gerede, um nicht zu sagen als bös-  willige Verleumdung überzeugend zurückgewiesen wird. Er zeichnet wei-  ter die Entwicklung zur heutigen Wirtschaftslage in der Schweiz: die  gewaltige Zunahme des Volkswohlstandes bei gleichzeitigem Ansteigen  der Bevölkerung in den jüngst vergangenen Jahrzehnten und den verhäng-  nisvollen Rückschlag infolge der allgemeinen europäischen Krise der letz-  ten Jahre. Diese fatale Umwälzung kommt besonders in dem erschreckend  großen Rückgang des Exportes zum Ausdruck. Dabei darf nicht übersehen  werden, daß die Schweiz mehr als irgend ein anderes Land auf die Ausfuhr  angewiesen ist.  Darüber kann also auch der dank den wirksamen Maßnahmen des  Bundes bisher noch erträgliche Stand der Inlandwirtschaft nicht hin-  wegtäuschen, daß die heutige wirtschaftliche Lage der Schweiz außer-  ordentlich ernst ist. Sie würde sich aber in katastrophalem Ausmaß ver-  schlimmern, wenn die vorliegende Initiative, die für den gleichzeitig ent-  worfenen, rein sozialistischen „Plan der Arbeit‘“ (des Personals der  öffentlichen Dienste) die willkommene Basis bildet, Gesetzeskraft erhielte.  „Die Annahme der beiden Hauptpostulate (a und b), in denen der Kernbeschafft diese ittel Urc Ausgabe VO Prämienobligationen, Autitnahme
Von Anleihen un laufenden Einnahmen.

Die Bundesversammlung stellt unverzüglıch ach Annahme dieses
Verfassungsartikels endgültig die erforderlichen Vorschriften tür dessen
Durchführung auf

Der Bundesrat erstattet der Bundesversammlung auft jede ordent-
1C Session einen Bericht ber die getroffenen Maßnahmen

Dieser Verfassungsartikel bleibt während der eıt VO füntf Jahren,
VO Yage seiner Annahme hinweg, in Ta Die Gültigkeitsdauer annn
Urc eschiu der Bundesversammlung höchstens weiıtere tüunt re
verlängert werden.‘‘

Der Bundesrat lehnte das Volksbegehren eiınstimmig ab Er be-
gnuüugte sıch aber 1n seinem Bericht die Bundesversammlung (National-
und Ständerat) nıcht mit einer entschieden ablehnenden Geste, sondern
begründete seine Stellungnahme eingehend. Die ungemeın sorgfältig DC-
arbeitete Denkschrift nthalt ohl die sachlichste, überzeugendste un:!
vernichtendste Kritik, die seit Inkrafttreten der Bundesverfassung
ber ein eiıdgenössisches Volksbegehren abgegeben wurde, und lıeterte für
den 19888 mit ac einsetzenden ahlkamp den Gegnern der Iniıtiative
eın SaANZES Arsenal wirksamster en

Die Hauptpunkte SsSind olgende: Der Bundesrat stellt fest, daß die e1in-
zelnen Vorschläge des Volksbegehrens, obwohl S1€e verschıiedene Gebiete
berühren, eın unteillbares Ganzes bılden, er auch als Ganzes behandelt
un der V olksabstimmung unterbreitet werden mussen. Der Bericht bringt
dann eine Aufzählung der bishérigen, zahireichen un! sehr bedeutenden
wirtschaitliıchen und sozialpolıtischen Maßnahmen des €s ZU wirk-
Sarmen Bekämpfung der Krise, wodurch der 1n den Versammlungen und in
der Presse der Initianten immer VO erhobene orwurf, die egle-
rung stehe der wachsenden Notlage der Bevölkerung gleichgültig oder
verständnislos gegenüber, als haltloses Gerede, nıcht als bÖös-
willige erleumdung überzeugend zurückgewiesen wird. Er zeichnet we1l-
ter die Entwicklung ZU heutigen ırtschaftslage ın der Schweiz: die
gewaltıge Zunahme des Volkswohlstandes be1 gleichzeitigem Ansteigen
der Bevölkerung 1in den Jüngst veErsSansSCHNCH Jahrzehnten un den verhäng-
nısvollen Rückschlag niolge der allgemeinen europäıischen Krise der letz-
tenc Diese fatale Umwälzung kommt besonders 1n dem erschreckend
großen ückgang des Kxportes ZUI USdruCcC €e1 dart nıcht übersehen
werden, daß die Schwe1iz mehr als irgend ein anderes and aut die Austuhr
angewiesen 1St

Darüber ann 1Iso uch der dank den wirksamen aßnahmen des
es bisher och erträgliche Stand der Inlandwirtschait nıcht hin-
wegtäuschen, daß die heutige wirtschattliıche Lage der Schwe1iz außer-
ordentliıch 1st. Sie würde sich ber 1n katastrophalem usmaß VeTl-

schlımmern, wenn die vorliegende Initiative, die tur den gleichzeitig ent-

worfenen, rein sozijalıstischen P t‘ (des Personals der
öffentlichen Dienste) die wıllkommene Basıs bildet, Gesetzeskraifit erhielte.
„Die Annahme der beiden Hauptpostulate (a und b), 1n denen der Kern
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der ganzen Initiative steckt, wäre der Änfang VOo nde F  unserer Wirt-
schaft un damıiıt unsecerer Existenz.‘“‘

Sind schon die „sachlichen Bedenken géwaltig‚ wird die uCcC ihrer
Gründe och übertroffen uUrc die moralıschen und sıttlichen Schädi-
SCH, die eın olches Regime der Staatseinmischung für Sanzes
olk bringen wurde, un WIr sıiınd überzeugt, daß sıch n1ıe ein
olches Joch beugen ließe.“ Im all der Annahme hätten WIr einen aus-
gesprochen sozialıstisch-zentralistischen Einheitsstaat, wodurch der ın der
Bundesverfassung verankerte töderalistische harakter der Schweiz VOI-
nıchtet würde. Das Parlament esaße diktatorische Gewalt völlıger
Ausschließung des Volkes und der Kantone:;: damıt ware uch der ein-
zelne der na un! ıllkür des Staates ausgeliefert.

Was ber die iıinanzıelle Deckung der 1in Betracht kommenden r1e-
sıgen usgaben un Aufwendungen anbelangt, ist „das Eingeständnis
des Aktionskomitees, daß C  CS als einzige ernstliche Finanzquelle die Auf-
ahme VO  3 Anleihen Uun! amıt die Belastung künftiger Generationen
in Vorschlag bringen weiß, die schäriste Verurteilung der Kriseninitia-
tive, die sıch denken ann. egenüber einem olchen Projekte, das WITr

Gründen der Weltanschauung Uun!:‘ 1 Interesse der Erhaltung unseres
Staatswesens ekämpfen mussen, verzichten WIr auf die Aufstellung eines
Gegenvorschlages, der NnUur einen Sinn hätte, die Brücke einer
erständigung bılden könnte. Der Kampf mu ausgefochten werden.‘“‘

Der Bundesrat stellt dann och sein Ö ZU Bekämpfung der
Krise auf, das 1n Punkten alle VO  m} der Regierung 1n Aussicht OM -

weiıteren Maßnahmen um{faßt, allerdings umsichtiger Berück-
sıchtigung der tatsächliıch vorhandenen, keineswegs unerschöpflichen
Mittel.

Die Denkschrift SC  1€. mit der eindringlichen Warnung: ‚„Das olk
mag Iso wählen zwıischen dem Möglichen un Unmöglichen, zwıischen
einem erprobten Programm un unklaren Zukunftsprojekten, zwischen

E dem Grundsatz einer olıden Staatsführung un: einem Wiırtschaftssystem,
das unsere Aufifassungen a1t den Kopf tellen un dem Staate auf der
Sanzen Linie die Verantwortlichkeit für den Verlauf der Wiırtschaft
schieben 11l Es mmMas wählen zwischen einem Wirtschaftssystem, das autf
die übrige Welt, VO  3 der WIr abhängıig sind, Rücksicht nimmt, und einem
solchen, das 1 Herzen Kuropas eınen kleinen, sozlalistischen ukunits-

chafifen 111 un 1n unverständlicher Überheblichkeit glaubt, die
Wirkung weltwirtschaftlicher orgänge in unserem an ausschalten

können. Wir Warnen das Schweizervolk davor, sich ber die urch-
führbarkeit der Kriseninitiative Hoffnungen hinzugeben, würde andern-

die schmerzlichsten Enttäuschungen erleben‘‘ (Basler Nachrichten
VO arz 10935, 1, eilage).

Die Denkschrift des Bundesrates s die Bundesversammlung war eine
vaterländısche Tat, die ihre Wirkung aut alle unvoreingenommenen un:
urteilsfähigen Eidgenossen nıcht verfehlen konnte. Daß der zume1ist kon-
sServatıv eingestellte Ständerat (Vertretung der Stände, Kantone,
mit Mitgliedern) auf Grund der Denkschrift mit erdrückender Mehr-
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heit dem Volke die Verwerfung des demagogischen Begehrens empfehlen
werde, War selbstverständlic Dagegen alle mit Spannung und
Besorgnis auftf den Entscheid des Nationalrats (Vertretung der evöl-
kerung; auft 2000 Kantonseinwohner oder eine ruchza ber 500 ommt
Je eın Vertreter). Von seinen 187 Mitgliedern gehören nıicht weniger als s

49 der sozialdemokratischen Parte1i Die hemals fast allmächtige
Ireisinniıge oder adıkal-demokratische HFraktion 1st mit ihren Mit-
gliedern ZWar immer och die zahlenmäßig stärkste, hat aber in den letz-
ten Jahren teils uUrc das Anwachsen der marxistischen Linken, teils
Uurc die neuentstandene, jetzt 3 Mitglieder zahlende Bauern-, Gewerbe-
un Bürger-Fraktion schwere ınbuben erlıitten. Die ngew1  eıt ber
den Ausgang der Tagung wurde uUrc einen dem Rate vorgelegten VeCOI-

ehlten Gegenvorschlag hervorgerufen bzw. och gesteigert.
SC  1eD11Cc siegte aber doch auch 1er die Vernunit ber skrupellose

emagogie „Den Ausschlag gab die entschlossene Stellungnahme der
katholisch-konservativen Parte1, welche 1n dieser Session überhaup ach
verschiedener Hinsicht die Führung des Bürgertums übernommen
en scheint.... Der eitpunkt verlangte eine are Situation, un: der
Nationalrat hat S1e geschaffen. Die Abstimmungsziffern zeigen, daß außer
den Sozijalisten und Kommunisten Nnur wenige Bürgerliche der Initia-
tive zugestimmt en Es 1st damıt nochmals der marxiıistische Hinter-
grun des abenteuerlichen Unternehmens, den mit S vielen
länglichen Argumenten un!: Interpretationen bestreiten suchte, unzwei-
deutig abgedeckt worden‘ (Basler achrichten VO 2 März 1935) Miıt
Zweidrittelmehrheit wurde dem die erwerfung des „Volksbegeh-
rens‘‘ empfohlen Es muß €e1 bemerkt werden, die katholisch-kon-
servatıve HFraktıon NUur Mitglieder zahlt un numerisch erst dritter
Stelle kommt

Der a  ampi, der in der Öffentlichkeit weıiterging, wurde NnUu:  } mıit
steigender Heftigkeit ın z  ort un! Schrift gefiührt ährend bisher die
Urheber un Hreunde des V olksbegehrens angrifislustig vorangesgangen
arcıl, wurden s1€e Jetzt VO  } den Gegnern 1n die Defensive gedräng Säamt-
1C bürgerlichen Parteien entschieden sıch, wenn auch V A erst ach
vielstündiger, lebhaiter Diskussion, auf ihren großen Tagungen mehrhe:i1t-
lıch für Verwerfung Auft dem katholisch-konservativen Parteitag in Lu-
ZEeIiInNn erfuhr die „antiföderalistische, undemokratische Bankerottinitiative‘‘
einstımmige Ablehnung. Den Höhepunkt der Tagung bıldete die mit Sud-
laändischem Feuer vorgetragene AÄAnsprache des undsra Dr. 1useppe
Motta, die alle Anwesenden einem für schweizerische: Verhältnisse
Sanz ungewöOhnlichen Beifallssturm hinr1ıß, als der urc sein mannhaites
Auftreten 1m V ölkerbun!:! in der ganzen Kulturwelt bekannte Staatsmann
mıit den Sätzen schlioß „Kine Annahme der Kriseninitiative würde die
Schweiz 1mM Ausland diskreditieren. Eine Verwerfung, eine wuchtige Ver-
werfung 1n en Kantonen und aus en Teıilen des Landes, SO hoffe
iC. inständig, soll der Sanzecn Welt zeigen, freie, 1e un!
schöne Schweiz die alte, gute nationale Schweiz ist un bleibt‘ (Basler
Nachrichten VOo: Mai 1935)
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Gleich Maotta, dem Tessiner, en alle seine sechs ollegen Bundes-
Trat, VO Bundespräsidenten Rudolf Minger (einem Berner) bis ZU erst
kürzlich gewählten ermann Obrecht (einen Solothurner), 1n vorbildlicher
Pflichterfüllung und Sorge für die vaterländischen Belange bei sıch bieten-
den Gelegenheiten 1n ungezählten Versammlungen miıt dem Einsatz iıhrer
Sanzen Persönlichkeit die Initiative entlarvt und abgewiesen. uch der
orgänger rechts, Dr Edmund Schultheß (ein Aargauer), hat sıch 1m
gleichen inne mehrmals mit unmißverständlicher Schärfe geaäußert. Auf-
sehen en insbesondere die KRadiovorträge VO Bundesrat Dr Albert
Meyer, Chef des Finanzdepartements (einem ürcher), der seine Mitbürger
ber die verhängnisvolle Wirkung der unverantwortli:ch leichtsinnigen,

nıiıcht andesverräterischen Initiative aut die Schweizer WAÄäh-
rTung in Kenntnis setzte und auf dem laufenden 1e

Der internationale Angriff, der 1m Frühj]ahr den Schweizerfranken
eingesetzt hatte, Stand in nachweislichem Zusammenhang mıiıt der Krisen-
iniıtiative. Er wurde indes dank der energischen Abwehraktion der Troß-
banken schon in verhältnismäßig kurzer eıt ZUum Stehen gebracht. In
einem Zirkular des Bankhauses Sarasin Co Basel) VO Anfang Maiı
el „Hinter den goldenen en der Nationalbank steht uch
der geschlossene der verantwortlichen Stellen, dieser gew1ssenlosen
Hetze, die aus dem Schaden eines gSanzen Landes persönlıchen Gewinn
zıehen sucht, egegnen Wir en unserer Kundschaft den rasch
gesunkenen Kursen unserer staatlıchen Schweizerwerte den Ankauft CINP-
fohlen un haben keinen rund, VO  n diesem Vertrauen 1n unsere e1d-
genössischen 1te abzugehen, 1n der Hofinung, uch diesmal das
Ausland dıe ecC für seinen Feldzug unsere Währung werde be-
zahlen mussen.‘‘ och VOT nde Mai WAar der Angrif völlıg abgeschlagen.

schon konnte Bundesrat Meyer den KRückzug cder Spekulations-
offensive melden, Was die Presse ihren Lesern der Überschrift mi1t-
teilte: Die Börse rechnet mıiıt der Ablehnung der Initiative! nde Maı
machte ein SCHNaAUECr Kenner der finanziellen Lage in der „Gazette de Lau-
sanne‘‘ die bemerkenswerte Feststellung : ‚„‚ Wenn dıie großen Schweizer-
banken nıcht en Zeiten mi1t großer Vorsicht gehandelt hätten,
..dann hätte die Nationalbank nıcht die gewaltıige Goldreserve anlegen
können, die der Rückzüge in der etzten eıt und der Angriffe
der Spekulation, heute oraben:! der Abstimmung VO 2 Juni
eine Golddeckung VO  e 82 Prozent er Sachverbindlichkeiten un! des
Notenumlaufes darstellt Diese Golddeckung ist heute och die stärkste
er Deckungen samtlıcher Emissionsbanken der Welt Der Schweizer-
ranken wırd nıcht tallen ; enn das chweizervolk wiıird 1mM Vertrauen auf
seine gesunde Währung un überzeugt davon, daß eine Frankenabwertung
ZUIN Ruin der Nation tühren mußte, die rote Initiative zurückweisen.‘‘

Das Schweizervolk hat 1n der Tat den Versuch einer Bauernfängerei
schlimmster Sorte kräaitig abgewilesen. Gewiß ist die Mehrheit VO  } rund
140 010108 Stimmen nicht überwältigend groß Sie übertraf indes die Erwar-
gen selbst der ÖOptimisten im bürgerlichen Lager Von den Kan-

haben siıch I8 CHCNH, NUur ern, asel, Schaffhausen und Solo-
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thurn), zume1lst mıit NUur schwachen Mehrheıiten, für den vcrführerisciu UuS-

geklügelten Vorschlag ausgesprochen. Vor em 1e sıch die Innerschwe1iz
ausgezeichnet, besten der kleine Urkanton Unterwalden: walden
gab 81,9 Prozent Neinstimmen ab, 1dwalden 82,I1 Prozent. uch
dıie überwiegend töderalistisch eingestellte West- un Suüdschwe1iz und ein.
großer eıl der ÖOÖstschwe1iz meldeten sehr günstige Resultate. Mit Be-
I  riedigung las 1472ı u.,. — daß VO den Auslandsschweıizern, die Aaus
Frankreich ach ent gekommen9 ihre vaterländısche Pflicht in
einem eigenen Wahllokal eriullen, 1LUr miıt Ja, 78 ber mıiıt Neıin DC-
stimmt en Ein Bewelıs, der sozlalıstische Diıiktator Leon Nıcole
auf die eidgenössische Abstimmung keinen entscheidenden Einfduß u_

ben vermochte. enf verzeichnete insgesamt 13 048 Ja und 237 Nein.
vaDer starke indruck, den das Abstimmungsergebni1s allenthalben machte, B  B

tand 1n der Presse einen kräaiftigen Widerhall Das Luzerner „Vaterland‘,
die ührende Zeitung der katholischen Zentralschwei1z, sandte seinen Lie-
S56 auftf einem Extrablatt die Wahlergebnisse un schrieb: ‚„„Mit einer
hocherfreulichen Entschiedenheit, die 1n der starken Volksmehrheit und 1n
der erdrückenden enrne1 der Stände ZU USCTrUuC kommt, hat das
chweizervolk das Abenteuer der Kriseninı:tiative VO  $ sıch gewiesen.
Die einAußreiche „Neue Zurcher Zeitung‘‘ tellte der Überschrift
‚„„Die Niederlage der Demagogie‘ mi1t Genugtuung fest S ging den
KEınpeitschern der ‚Front der Arbeit‘ einen Entscheidungssieg, der auf
Jahre hinaus diıe polıtıschen Machtverhältnisse in der Eı1dgenossenschait
umstülpen un ihre NCUETITUNSCILC Position w1e einen Rocher de bronze
stabilısieren sollte Das Schweizervolk hat die Kechnung dieser Herren
Urc dıe wuchtige Verweriung der verführerischen Inıtiative urch-
kreuzt. Die ‚Front der Arbeit‘, die sich bereits als ZUTrC Beiehlsgebung leg1-
tiımıerte Volksmehrheit gerierte, ist allen üunsten der Demagogie

der Urne eine Minderheit geblieben. Sie hat ber die 335 QOO Unter-
schriften der Kriseninitiatıve hinaus nıcht einmal eın volles Hunderttau-
send Stimmen gewinnen können; ihre Gesamtstimmenzahl bleibt
noch der Zahl der Nein, die Hebruar diıe Wehrvorlage
abgegeben wurden. In einzelnen Kantonen ern, Zug, Neuenburg) hat
die Kriseninitiative der Urne weniger Stimmen erhalten, als Unter-
Schritten dafür abgegeben worden waren.‘‘ Die ıDerale „Gazette de
Lausanne‘‘, eines der angesehensten Blätter der Westschweiıiz, urteilte
zuversichtlıch: „Das Resultat dieser großen Abstimmung wırd zweitellos
sowohl in der Schwe1iz WI1Ie 1im Ausland einen großen Wiıderhall en
in der Schwe1iz wıird die nationale Erneuerungsbewegung verstärken,
die sıch seit mehreren onaten be1 unsSerem emerkbar macht,
und WITLr hoffen fest einen glücklichen uitrıe tür diıe
eidgenössischen Herbstwahlen geben Im Ausland wird 1n einem
tür ‚and günstigen Sinne verstanden werden: als

V olkes, sıch polıtischen und finanziellen Abenteuern wıider-
setzen; wiıird die Haiıiftısche der internationalen Spekulation, die auf
einen zählten, Besonders MU.sozialistischen Sieg entmutigen.
das schöne Resultat der romanischen Schwe1iz betont werdep. Alle
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welschen Kantone, einschließlich Tessin, verwarfen die Vorlage mit star
ken Mehrheiten Wallis und Freiburg, die INa  } als zweifelhaft
ansah (?) Das Genfer Ergebnis 1St eine deutliche Lektion dıie AÄAdresse
Nicoles und SCiNer Freunde, die heute bittere Überlegungen anstellen WEeTI-
den Das Resultat des Waadtlandes 1st prachtvoll. C6

Die Presse der Initianten wulite sıch ber ihre Niederlage und den
„Pyrrhussieg des apıtals MmMi1t dem sehr bezeichnenden Trost abzufinden,
daß die Krise och ange nıiıcht überwunden sSe1 (Die Initiative 1St tot, die
Krise lebt!), mMi1t andern Worten, der Stoff ZUr Verhetzung der Massen

absehbarer eıt nıcht ausgehen wırd Man rustet sıch ohne Verzug für
die eue Machtprobe Herbst be1 den kommenden Nationalratswahlen.

So erireulich der Ausgang der eidgenössischen Abstimmung VO P} Juni
zumal iın  1C auft die vaterländische Besinnung nnernhna des Bürger-
tums 1st un bleibt hat dennoch die tührenden Männer bürgerlichen
Lager über die beklagenswerte Notlage, der siıch Landwirtschaft, Ge-
werbe, andel und Industrie befinden, keinen Augenblick hinwegget uscht

1lle sSind siıch darın C  b} daß den notleidenden V olksgenossen geholien
werden MU. un: Urc zielbewußte großzügig organısıerte Krisen-
ekämpfung 11 weıtgehendem auch tatsäc  1C geholfen werden
kann, ohne nötig WAarct, den Irrweg des Staatssozialismus und des
wirtschaftlichen Bankerotts betreten.

Kulturberich
Von Jakob Overmans SPE

näherliegenden Versuchen nationaler Religionsgründungen gesellt
sıch seit ZWwWeEeI Jahren das „Neue Leben!‘, Urc das arscha

Chiang-Kai-Shek China retten können Der spanische Jesuit
Joachim Martinez Manrique hatte der adrıder Monatschrift ‚„‚Razon

Fe (April 1935, S 538 ff aum davon gesprochen, als ihn chinesische
Kommunisten auf seinem ternen Missionsposten ermordeten. Marschall
hiang-Kai-Shek 1St protestantisch getauft und hat protestantiıschen
Versammlungen mehr als einmal rklärt NUur 11n Christentum finde die
Menschheit ıhr wahres eil Trotzdem verkündete Jahre 1034 als
„Neues Leben e1iın Programm nationaler Wiedergeburt das die Rückkehr
ZUIMN alten Konfuzianismus forderte und bereits heute azu geführt at,

viıelen irüher verödeten Tempeln VOTLT dem Bilde des Konfutse W16e6-
der der Weihrauch brennt Wer be1 den ehorden beliebt sSe1in 111 stellt
sıch mit 1ıier den Dienst der ewegung Die Zeitungen sınd voll
davon, un! oft s]eht InNnan die mächtigsten Leute der mıit us1 un
großen Schriftschildern Urc die Straßen zıehen un! auf ffentlichen
Plätzen Vorträge ber das „Neue en  .. halten hne Zweifel stehen die
VO Konfutse gelehrten 1Cr altchinesischen Bürgertugenden 1C  eıt,
Gerechtigkeit Mäßigkeit Schamhaftigkeit) schroffem Gegensatz den
seıit der Revolution VO  $ IQII uferlos angewachsenen Roheiten un!: Lastern
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